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zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


A. Problem und Ziel 

Der Vertrag dient der Verstärkung der beiderseitigen Wirtschaftsbe- 
ziehungen durch Förderung und gegenseitigen Schutz von Kapitai- 
anlagen. 


B. Lösung 

Durch den Vertrag werden Direktinvestitionen völkerrechtiich abge- 
sichert, insbesondere durch Gewährieistung des freien Transfers von 
Kapital und Erträgen, Vereinbarung von Inländerbehandlung und 
Meistbegünstigung, Eigentumsschutz und Entschädigungspflicht im 
Falle von Enteignungen sowie Rechtsweggarantie und internationaler 
Schiedsgerichtsbarkeit. 


C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Kein Vollzugsaufwand 

E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme ent- 
stehen nicht. Ebenso ergeben sich keine Auswirkungen auf Einzel- 
preise, Preisniveau und Verbraucherpreisniveau. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DER Bundeskanzler 


Berlin, den ^S. Februar 2005 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Wolfgang Thierse 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 28. August 1997 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Kirgisischen Republik über die 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizufiihren. 

Federführend sind das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit und das 
Auswärtige Amt. 

Der Bundesrat hat in seiner 808. Sitzung am 18. Februar 2005 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 28. August 1997 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Bischkek am 28. August 1997 Unterzeichneten Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Kirgisischen Republik über die Förderung 
und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen wird zugestimmt. Der Vertrag 
wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 4 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes 
erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich auch 
auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden ganz 
oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Ebenso ergeben sich keine Auswirkungen auf Einzelpreise, 
Preisniveau und Verbraucherpreisniveau, da es sich um einen Rechtsrahmen 
handelt, der über den in der Bundesrepublik Deutschland ohnehin bestehenden 
Rechtsschutz nicht hinausgeht. 

Kosten bei Wirtschaftsunternehmen, insbesondere bei mittelständischen Unter- 
nehmen, entstehen durch die Ausführung des Gesetzes nicht, da es aus- 
schließlich einen erweiterten völkerrechtlichen Rechtsschutz für Investitionen in 
der Kirgisischen Republik schafft. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

floroBop 

Me>Kfly OeflepaTHBHOM PecnyönkiKoPi repiviaHMB 
H KbiprbiscKoPi PecnyönkiKoPi 

0 coflePicTBMH ocyiMecTBneHMK) h BsamviHoPi saiMMre KannTanoBno>KeHMM 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Kirgisische Republik - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des einen Staates 
im Hoheitsgebiet des anderen Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, dass eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirt- 
schaftliche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völker 
zu mehren - 

haben Folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1 . umfasst der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, insbesondere, aber nicht ausschließlich 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Bethebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwill; 

e) öffentlich-rechtliche Konzessionen einschließlich Aufsu- 
chungs- und Gewinnungskonzessionen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, lässt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt; 

2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 


«DefleparuBHaa PecnyöriMKa PepiviaHMa 

M 

KbiprbiacKaa PecnyönnKa, 

jKenaa yrnyönaTb aKOHOMUHecKoe coipypHMtecTBO Me>KHy 
flByivia rocynapcTBaiviM, 

cjpeMHCb coanaib önaronpMHTHbie ycnoBMa nna ocymecT- 
BneHMH KanMTanoBno>KeHMM rpa>KflaH Urin KOMnaHMM oflHoro 
rocyflapcTBa na reppuTopMH flpyroro rocypapcTBa, 

coauaBaa, hto cofleßcTBue ocymecTBrieHMio m floroBopHaa 
aainnra 3 tmx KannTanoBno>KeHMM MoryT o>KMBMTb nacTHyra sko- 
HOMMHeCKyK) MHUpnaTHBy M npnyMMOMMTb ÖnarOCOCTOHHMe 
OÖOMX HapOflOB, 

floroBopMnucb o Hux^ecnenytOLueM; 

CTaTbn 1 

flna peneM HacToaipero floroBopa; 

1. TepMMH “KannTanoBnoAeHna” oxBarbiBaer Bce BMflbi rnviy- 
ipeCTBeHHblX peHHOCTeÜ, a B taCTHOCTU, ho ho MCKtllOHM- 
leribHo; 

a) coöcTBeHHOCTb B BMfle flBM>Kmvibix M HeHBM>KMMbix npefl- 
MOTOB, a TaK)Ke ppyrne MMyipecTBeHHbie npaaa, raxHe 
KaK MnoreHHbie npaaa m npaaa aanora; 

6) npaaa Ha poneBoe ynacTMe m Hpyrne cfjopMbi ynacTMa b 
KOMnaHMHx; 

b) npaao TpeöoBaHMs no flenextHbiM cpeflCTaaivi, Mcnonb- 
aoBaHHbiM flna coanaHMs SKOHOMMHecKMX peHHOCieM, 
HriM ycnyraM, mmbiolphm aKOHOMMnecKyK) penHOCTb; 

r) npaaa MHTenneKTyanbHoPi coödaeHHOCTM, raKne xax, 
B nacTHOCTH, aBTopcKMe npaaa, nareHTbi, noneanbie 
MOfleriM, npoMbiLuneHHbie oöpaapbi m MOflenn, ToaapHbie 
3HaKM, CjtMpiVieHHbie HaHMeHOBaHHH, npOMSBOflCTBeHHbie 
H KOMMepnecKMe laPlHbi, TexHonorna, “Hoy-xay” m “ryp- 
BHa”, 

fl) oÖLflecTBeHHO-npaaoBbie KOHpeccMM, BKriiOHaa Konpec- 
CMM Ha paaaeflKy m floöbiny npi/ipoflHbix pecypcoa; 

HSMeHeHMe BMfla Bno>KeHMa HMyipecTBeHHbix peHHOcxeM ne 
aarparMBaeT hx cbohctbo xax KanMTariOBrio>KeHMe. 

2. TepMMH “floxoflbi’’ osHanaeT cyMMu, nonynaeMbie ot Kann- 
TaflOBno>KeHMa aa onpefleneHHbiM nepnofl, raKMe xax flonn 
npMÖbiriM, flMBMfleHflbi, npopeHTbi, riMpenaMOHMbie nriM 
flpyrne B03Harpa>KfleHMa. 
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3. bezeichnet der Begriff „Staatsangehörige“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepubiik Deutschiand: 

Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bundes- 
republik Deutschland, 

b) in Bezug auf die Kirgisische Republik: 

natürliche Personen, die nach dem in der Kirgisischen 
Republik geltenden Recht den Status eines Bürgers der 
Kirgisischen Republik haben; 

4. bezeichnet der Begriff „Gesellschaften“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

jede juristische Person sowie jede Handelsgesellschaft 
oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung mit oder 
ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im Hoheits- 
gebiet der Bundesrepublik Deutschland hat, gleichviel, ob 
ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht, 

b) in Bezug auf die Kirgisische Republik: 

jede juristische Person, die in Übereinstimmung mit den 
geltenden Rechtsvorschriften der Kirgisischen Republik 
registriert oder gegründet worden ist. 


Artikel 2 

(1) Jeder Vertragsstaat wird in seinem Hoheitsgebiet Kapital- 
anlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften des ande- 
ren Vertragsstaats nach Möglichkeit fördern und diese Kapital- 
anlagen in Übereinstimmung mit seinen Rechtsvorschriften 
zulassen. Er wird Kapitalanlagen in jedem Fall gerecht und billig 
behandeln. 

(2) Ein Vertragsstaat wird die Verwaltung, die Verwendung, 
den Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften des anderen Vertragstaats in 
seinem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch willkürliche oder dis- 
kriminierende Maßnahmen beeinträchtigen. 


Atlikel 3 

(1) Jeder Vertragsstaat behandelt Kapitalanlagen in seinem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluss von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften des anderen Vertrags- 
staats stehen, nicht weniger günstig als Kapitalanlagen der eige- 
nen Staatsangehörigen und Gesellschaften oder Kapitalanlagen 
von Staatsangehörigen und Gesellschaften dritter Staaten. 

(2) Jeder Vertragsstaat behandelt Staatsangehörige oder 
Gesellschaften des anderen Vertragsstaats hinsichtlich ihrer 
Betätigung im Zusammenhang mit Kapitalanlagen in seinem 
Hoheitsgebiet nicht weniger günstig als seine eigenen Staats- 
angehörigen und Gesellschaften oder Staatsangehörige und 
Gesellschaften dritter Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die ein 
Vertragsstaat den Staatsangehörigen oder Gesellschaften dritter 
Staaten wegen seiner Mitgliedschaft in einer Zoll- oder Wirt- 
schaftsunion, einem gemeinsamen Markt oder einer Freihandels- 
zone oder wegen seiner Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die ein Vertragsstaat den Staats- 
angehörigen oder Gesellschaften dritter Staaten aufgrund eines 
Doppelbesteuerungsabkommens oder sonstiger Vereinbarungen 
über Steuerfragen gewährt. 


3. TepMMH “rpa^KflaHe” oöoäHaMaer 

а) B OTHOLueHMM OeflepaTMBHOM PecnyönMKM FepiviaHMB: 

HeMpeB B cooTBeicTBnn c Ochobhbim saKOHOM Oeflepa- 
TMBHOM PecnyönMKM FepiviaHMn; 

б) B OTHOLueHMM KbipTblSCKOM PecnyöHMKM: 

CjDMSMHeCKMX HMp, MMeiOLL(MX CTaiyC TpaXLflaH KbiprblS- 
CKOM PecnyönMKM no fleMCTByKOineMy saKOHOflaTenbCTBy 
KbiprbiscKOM PecnyönMKM. 

4. TepMMH “KOMnaHMn“ osHanaeT 

a) B OTHOLueHMM OeflepaTMBHOM PecnyönMKM PepMaHMn: 

nioöoe lopMflMHecKoe nMpo MnM ToproBoe oölubctbo, 
npoHMe KOMnaHMM MnM oö^eHMHeHMn c npaBOM lopM- 
flMHecKoro nMpa MnM öes Hero, c mbctom pacnono)KeHMn 
Ha TeppMTopMM OeflepaTMBHOM PecnyönMKM PepMaHMn, 
HeBSMpan Ha to, nanpaBnena nn mx nenTenbHOCTb na 
nonyneHMe npMÖbinM mhm hbt; 

ö) B OTHOLueHMM KbipTbiscKOM PecnyöHMKM: 

nioöoe lopMflMHecKoe nnpo, saperMCTpMpoeaHHoe MnM 
ynpexLfleHHoe b cooTBeTCTBMM c neMCTBytoinMM saKOHO- 
flaTenbCTBOM KbiprbiacKOM PecnyöMKM. 


CTaTbfl 2 

(1) KaxLfloe ms floroaapMBaiomMXcn PocypapcTB no Mepe 
B03M0>KH0CTeM öyflST cnocoöcTBOBaTb KanMTanoBno)KeHMnM 
rpaxLflaH MnM KOMnaHMM flpyroro floroBapMBaiOLuerocn Pocy- 
flapcTBa M öyfleT paspeuiaTb stm KanMTanoBno>KeHMn b coot- 
BSTCTBMM CO CBOMM SaKOHOflaTOnbCTBOM. OhO B KaXLflOM 
cnynae öyneT oöpainaTbcn c KanMTanoBnoxLOHMnMM co BcePi 
cnpaBeflnMBOCTbio. 

(2) Hm oflHO M3 floroBpapMBaiomMxcH PocypapcTB Ha CBoePi 
TeppMTOpMM HMKOMM OÖpaSOM HS ÖyflST yifleMnnTb 3a CMST 
npMHBTMn npoM3BonbHbix MnM flMCKpMMMHaflMOHHbix Msp ynpa- 
BneHMS M pacnopnxLSHMe KanMTanoBno>KeHMnMM rpa)KflaHaMM 
MnM KOMnaHMHMM flpyroro floroBapMBatoiflerocn PocyflapcTBa, 
a TaKxre mx npMMeHSHMe m McnonbaoBaHMS. 


CTaTbfl 3 

(1) KaxLfloe ms fjoroBapMBatoiflMXcn PocyflapcTB oöecnenM- 
BasT Ha CBoeM TeppMTopMM b otholushmm KanMTanoBnoASHMM, 
HaxoflniflMxcn b coöctbshhoctm mhm nofl BnMnHMSM rpaxtflan 
MnM KOMnaHMM flpyroro AoroBapMBatoiflerocn PocyflapcTBa, 
pe>KMM He MSHee önaronpMnTHbiM, hsm b otholushmm KanMTano- 
BnOXLSHMM COÖCTBSHHblX rpaXLflaH MnM KOMnaHMM MnM KanMTa- 
noBnoxLSHMM rpa>KflaH MnM KOMnaHMM TpeTbMx rocyflapcTB. 

(2) KaxLfloe ms fjoroBapMBatoiflMXcn PocypapcTB oöecnenM- 
BasT Ha CBoePi TeppMTopMM b OTHOuieHMM rpa>KflaH MnM KOMna- 
HMM flpyroro floroBapMBaioiflerocn PocyflapcTBa b tom, hto 
KacaeTcn mx flenTsnbHOCTM b cbhsm c KanMTanoBnoxreHMnMM, 
pextMM He MSHee ÖnaronpMnTHbiM, hsm b OTHOuieHMM coöct- 
BSHHbix rpaxLflaH MnM KOMnaHMM MnM rpa)KflaH MnM KOMnaHMM 
TpeTbMx rocyflapcTB. 

(3) Gtot pexLMM He pacnocTpanneTcn na nbroTu nnn npsMMy- 
LflecTBa, KOTopbie oaho floroBapMBaioLfleecn PocyflapcTBO npe- 
flocTaenner rpa>KflaHaM mam KOMnannnM rperbMX rocyflapcTB 
B CBnSM C MX ynaCTMSM B TaMOKSHHOM MnM SKOHOMMHeCKOM 
COIOSe, OÖLflSM pblHKS MAM SOHS CBOÖOflHOM TOpTOBAM MAM B 
CBn3M c MX accoflMaflMePi c hmmm. 

(4) PexLMM, npefloCTaanneMbiM b cootbstctbmm c HacToniflSM 
CTaTbSM, He pacnpocTpanneTcn na nbroTbi, KOTopue oflHO 
AoroBapMBaiOLfleecn PocyflapcTBO npeflocTaenneT rpaxLflanaM 
MAM KOMnaHMAM TpSTbMX TOCyflapCTB Ha OCHOBaHMM 
cornauieHMn oö M3öe>KaHMM abomhoto HanorooönoxteHMn mam 
flpyrMX floroBopsHHOCTeM no nanoroBbiM BonpocaM. 
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Artikel 4 

(1) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
eines Vertragsstaats genießen im Hoheitsgebiet des anderen 
Vertragsstaats vollen Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Staatsangehörigen oder Gesellschaften 
eines Vertragsstaats dürfen im Hoheitsgebiet des anderen Ver- 
tragsstaats nur zum allgemeinen Wohl und gegen Entschädigung 
enteignet, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen 
werden, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Ver- 
staatlichung gleichkommen. Die Entschädigung muss dem Wert 
der enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt 
entsprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffentlich be- 
kannt wurde. Die Entschädigung muss unverzüglich geleistet 
werden und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen 
bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muss tatsächlich ver- 
wertbar und frei transferierbar sein. Spätestens im Zeitpunkt der 
Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme 
muss in geeigneter Weise für die Festsetzung und Leistung der 
Entschädigung Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der 
Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme und 
die Höhe der Entschädigung müssen in einem ordentlichen 
Rechtsverfahren nachgeprüft werden können. 


(3) Staatsangehörige oder Gesellschaften eines Vertrags- 
staats, die durch Krieg oder sonstige bewaffnete Auseinander- 
setzungen, Revolution, Staatsnotstand oder Aufruhr im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats Verluste an Kapitalanlagen 
erleiden, werden von diesem Vertragsstaat hinsichtlich der Rück- 
erstattungen, Abfindungen, Entschädigungen oder sonstigen 
Gegenleistungen nicht weniger günstig behandelt als seine 
eigenen Staatsangehörigen oder Gesellschaften. Solche Zah- 
lungen müssen frei transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegenhei- 
ten genießen die Staatsangehörigen oder Gesellschaften eines 
Vertragsstaats im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats 
Meistbegünstigung. 


Artikel 5 

Jeder Vertragsstaat gewährleistet den Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften des anderen Vertragsstaats den freien 
Transfer der im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen- 
den Zahlungen, insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Aufrechterhaltung 
oder Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses im Fall vollständiger oder teilweiser Liquidation 
oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 


Artikel 6 

Leistet ein Vertragsstaat seinen Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften Zahlungen aufgrund einer Gewährleistung für 
eine Kapitalanlage im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats, 
so erkennt dieser andere Vertragsstaat, unbeschadet der Rechte 
des erstgenannten Vertragsstaats aus Artikel 10, die Übertra- 
gung aller Rechte oder Ansprüche dieser Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsge- 
schäfts auf den erstgenannten Vertragsstaat an. Ferner erkennt 


CTaTbfl 4 

(1) KanMTanoBnwKeHUH rpa>KflaH Mnn KOMnaHMM oflHoro 
AoroBapMBaKjiqerocB FocyflapciBa na TeppmopMn ppyroro 
nonbsyiOTCH noriHoPi BamnToPi m öeaonacHocibKD. 

(2) KanMTanoBnoKeHMH rpa>KHaH uriM KOMnanuM oflHoro 
AoroBapMBatOLqerocB FocyflapciBa Moryi öbiib noflBeprHyibi 
MepaM no npnHyflnieribHOMy MBtainK), HaflMOHanMsaquM miim 
flpyruM MepaM, aHanoiMHHbiM mm no cbomm nocneflciBMBM, 
Ha leppMTopMM flpyroro floroBapMBaroiflerocH FocyflapciBa 
lonbKO B oöifleciBeHHbix MHiepecax m c BbinnaioPi KOMnen- 
caflMM. KoMneHcaflMH floii>KHa cooiBeiciBOBaib ciommocim 
M staioro KanMianoBnoKeHMH, onpefleneHHoPi HenocpeflciBOHHO 
nepefl momohiom, KOifla ocfjMflManbHO ciano MSBeciHO o cjjaK- 
iMHecKM ocyifleciBiieHHbix mum npeflcioaiflMx Mepax no npn- 
HyflMienbHOMy MstaiMio, HaflMOHaflMsaqMM mum Mepax c aHano- 
iMHHbiMM nocneflciBMHMM. KoMneHcaflMH flOfl>KHa BbinnaHM- 
BaibCH HesaMeflAMieiibHO m flo MOMenia ee Bbinnaibi na cyMMy 
KOMneHcaflMM HaHMcnaioiCH öaHKOBCKMe npoqeHibi b cooi- 
BeiciBMM c flBMCiByiOLfleM npoqeHiHOM ciaBKOM; OHa flonxtHa 
öbiib npaxiMHecKM McnonbsyeMOM m cboöoaho ipanccItepM- 
pyeMOM. He noafluee MOMenia ocyifleciBiieHMH npMHyflMienb- 
Horo MStHiMB, HaflMOHaiiMaaflMM MUM Mepbi, aHanoiMHHOM mm no 
CBoeMy xapaKiepy, flon>KHbi öbiib npMHaibi HaflneAaiflMe npo- 
c|3MiiaKiMHecKMe Mepbi no onpefleneHMto cyMMu m nopaflKy 
Bbinnaibi KOMneHcaqMM. floii>KHa öbiib npeflycMOipena bob- 
MO>KHOcib cyfleÖHoro paccMoipeHMH npaBOMepnociM ocyifleciB- 
neHMH npMHyflMienbHoro MBtaiMH, HapMOHaiiMBaflMM mum Mepu, 
aHanoiMHHOM mm no CBoeMy xapaKiepy, a iaK>Ke pasMepa 
KOMneHcaflMM. 

(3) F pa>KflaHaM mhm KOMnaHMUM oflHoro floroBapMBatoifle- 
rocn FocyflapciBa, KanMianoBnoKeHMUM Koiopbix HaneceH 
yiflepö Ha leppMiopMM flpyroro floroBapMBatoiflerocn Focy- 
flapciBa BcneflCiBMe bomhbi mhm npoHMX BOopy>KeHHbix 
CIOflKHOBeHMM, peBOfllOflMM, HpeSBblHaMHOrO nOnOKeHMH MHM 
Mnie>Ka, öyflei npeflociaBnen simm floroBapMBaiOLflMMcn 
FocyflapciBOM pe>KMM ne Menee önaronpnuiHbiM b oiHoiiieHMM 
BOBMeifleHMH yöbiiKOB, oiciynHbix cyMM, KOMneHcaflMM mam 
npoHMX B03Harpa>KfleHMM, hom aah cbomx rpaxtflan mam KOMna- 
HMM. GiM CyMMbl flOA>KHbl Öbiib CBOÖOflHO ipaHCCfiepMpyeMbIMM. 

(4) Fpa>KflaHe mam KOMnaHMM oflHoro floroeapMBaiOLflerocA 
FocyflapciBa Ha leppMiopMM flpyroro floroBapMBaiOLflerocA 
FocyflapciBa noAbsyioiCA pe>KMMOM HaMÖOAbLuero önaro- 
npMAiciBOBaHMA B oiHOLueHMM BonpocoB, yperyAMpoBaHHbix 
HaciOALfleM ciaibeM. 

CTaTbfl 5 

Kaxtfloe m3 floroBapMBaiOLflMXCA FocyflapciB rapaniMpyei 
rpaxtflanaM mam KOMnaHMAM flpyroro floroBapMBaioiflerocA 
F ocyflapciBa cboöoahbim ipaHCcfjepT nnaiex^ePi b cbabm c KanM- 
TaAOBAO)KeHMeM, B HaCIHOCIM: 

a) KanMiana m flonoAHMienbHbix cyMM aaa noflflep>KaHMA mam 
yBBAMHeHMA OÖ^beMB KanMTaAOBAO>KeHMA; 

ö) flOxoflOB; 

b) cyMM, BbinnaHMBaeMbix b norameHMe aaMMOB; 

r) BbipyHKM, BOSHMKaiOlfleM B CBA3M C AOAHOM MAM HaCIMHHOM 
AMKBMflaflMeM MAM npOfla>KeM KanMTaAOBAO>KeHMA; 

fl) KOMneHcaflMM, npeflycMOipeHHux b ciaibe 4 HaciOAiflero 
floroBopa. 

CTaTbfl 6 

Ecam oflHO M3 AoroBapMBaiOLflMXCA FocyflapciB ocyifleci- 
BAAei Bbinnaiy cyMM cbomm rpa>KflaHaM mam KOMnaHMAM Ha 
ocHOBaHMM rapaniMM KanMiaAOBAO>KeHMA na leppMiopMM 
flpyroro floroBapMBatoiflerocA FocyflapciBa, lo sio flpyroe 
AoroBapMBatOLfleecA F ocyflapciBO, öea yifleMneHMA aaa Buie- 
KatoiflMX M3 ciaibM 10 HaciOAiflero floroBopa npaa nepaoro 
AoroBapMBaiOLflerocA FocyflapciBa, öyflei npHSHaeaib b CMny 
3aKOHa MAM floroBopa nepeflany nepaoMy floroaapMBaiOLfle- 
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der andere Vertragsstaat den Eintritt des erstgenannten Ver- 
tragsstaats in aiie diese Rechte oder Ansprüche (übertragene 
Ansprüche) an, weiche der erstgenannte Vertragsstaat in dem- 
seiben Umfang wie sein Rechtsvorgänger auszuüben berechtigt 
ist. Für den Transfer von Zahiungen aufgrund der übertragenen 
Ansprüche geiten Artikei 4 Absätze 2 und 3 und Artikei 5 ent- 
sprechend. 


Artikel 7 

(1) Transferierungen nach Artikei 4 Absatz 2 oder 3, Artikei 5 
oder 6 erfolgen unverzüglich zu dem jeweils gültigen Kurs. 


(2) Dieser Kurs muss dem Kreuzkurs (cross rate) entsprechen, 
der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die der 
Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung Um- 
rechnungen der betreffenden Währungen in Sonderziehungs- 
rechte zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats 
oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben diesem 
Vertrag zwischen den Vertragsstaaten bestehen oder in Zukunft 
begründet werden, eine allgemeine oder besondere Regelung, 
durch die den Kapitalanlagen der Staatsangehörigen oder 
Gesellschaften des anderen Vertragsstaats eine günstigere 
Behandlung als nach diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht 
diese Regelung dem vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie 
günstiger ist. 


(2) Jeder Vertragsstaat wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die er in Bezug auf Kapitalanlagen von Staatsangehörigen 
oder Gesellschaften des anderen Vertragsstaats in seinem 
Hoheitsgebiet übernommen hat. 


Artikel 9 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Staatsan- 
gehörige oder Gesellschaften des einen Vertragsstaats in Über- 
einstimmung mit den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags- 
staats in dessen Hoheitsgebiet schon vor dem Inkrafttreten 
dieses Vertrags vorgenommen haben. 


Artikel 10 

(1) Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaaten 
über die Auslegung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, 
soweit möglich, durch die Regierungen der beiden Vertrags- 
staaten beigelegt werden. 

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf diese Weise nicht 
beigelegt werden, so ist sie auf Verlangen eines der beiden 
Vertragsstaaten einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder sich 
auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann einigen, 
der von den Regierungen der beiden Vertragsstaaten zu bestel- 
len ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, der 
Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem der 
eine Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, dass er die Mei- 
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 


Mycn rocynapcTBy Bcex npaB unn npuTHsaHMü 3tmx rpa>KflaH 
nnn KOMnauMM. KpoMe Toro, flpyroe floroBapuBaroLpeecn Focy- 
flapcTBO npnsuaeT BCTynneuMe nepaoro floroBpapnaaiomerocH 
rocynapcTBa bo ace 3tm npaaa nnu npnTHsaHun (nepeflauHbie 
npaaa TpeöoaaHMn), KOTopbie nepaoe AoroBapuBaroateecn 
r ocynapcTBO anpaae ocyinecrannTb a tom )Ke oö^aeMe, hto m ee 
npeflujecTaeHHUK no npaay. B OTHomeHnu jpaHCcjjepTa 
nnaTe>KeM, ocyu^ecTanneivioro ua ocHoaaHun nepenauHbix npaa 
TpeöoaaHMH, fleMCiayioT cooTBeiCTaeHHO nyHKibi 2 n 3 CTaibn 
4, a TaKXte crarbn 5 HacTonu^ero Aoroaopa. 

CraTbo 7 

(1) TpaHCCjtepT nnaTe>KeM, yKaaauHbiM a nyuKTax 2 mjim 3 
ciaibM 4, a TaK>Ke a CTaxanx 5 unn 6, öyneT ocyinecTannTbcn 
HeaaweflnMTenbHO no Kypcy, neMcrayiou^eMy a flaHUbiPi mo- 

MSHT. 

(2) Gtot Kypc flon>KeH cooTaeTCTBoaaTb coBMeLpeHHOiviy 
Kypcy (cross rate), BbireKaioateMy m 3 lex pacueiHbix Kypcoa, 
KOTopbie Me>KflyHapoflHbiM aanKtiHbiü tjJOHfl aann öai sa ocHoay 
nepecueia cooTaeTCTayiomMx aanKJT a cnepuanbubie npaaa 
aaMMCTBoaaHMn a MOivieHT ocyutecTaneHnn nnaTe>KePi. 

CTaTbn 8 

(1) Ecnu U3 saKOHOflaTenbCTaa ofluoro floreaapnaaiou^erocH 
focyflapcTaa mum Me^KHyHapoflHO-npaaoBbix cornaujeHMPi, 
cymecTByKDu^ux Me>KHy floreaapnaaiOLMMMMCH FocyflapcTaaMM 
Hapany c HacTonu^mvi Aoroaopoivi unu aaKnKDHaewbix mmu b 
öynyu^eM, aaiTeKaioT oöu^ee unu cnepManbuoe nono)KeHMe, 
cornacHO KOTopoMy KanuTanoanoxteHMH rpaxflaH unu KOMna- 
HMM flpyroro floreaapuaaiou^erocn FocyflapcTaa nonaayioTCH 
öonee önaronpnntHbiM pe>KMMOM, hbm no HacTonu^eiviy Aoro- 
Bopy, TO TaKoe nono>KeHMe öyneT rnveTb npeniviyu^ecTBO nepefl 
nono>KeHMHMM uacTOHu^ero floroaopa a tom nacTM, a KOTopoPi 
OHO öonee önaronpunTHO. 

(2) Ka>KHoe m 3 floroaapMaaKtu^Mxcn focyflapcTa öyfleT 
coömoflaTb nioöoe oönaaTenbCTao, KOTopoe OHa npuHnna na 
ceön a OTHomeHMM KanMTanoBno>KeHMPi rpa^KflaH mum KOivinaHMPi 
flpyroro floroBapHaaKtLperocn FocynapcTaa Ha caoePi TeppM- 

TOpMM. 

CTaTbH 9 

HacTOHu^MPi Aoroaop flePicTayeT TaK>Ke a OTHomeHMM xanM- 
TanoanoKeHMpi, KOTopbie öbinM ocyiiiecTanenbi rpa>KflaHaMM 
MHM KOMnaHMMMM oflHOTO floroaapMBaiou^erocn FocyflapcTaa 
a cooTaeTCTBMM c saKOHOflaTenbCTBOM flpyroro floroaapM- 
aarou^erocn F ocyflapcTaa na ero TeppuTopuM y>Ke flo acTynne- 
HMH a CMny HacTonatero floroaopa. 

CTaTbfl 10 

(1) Cnopbi Me>Kfly oöommm floroaapMaaiou^MMMcn FocyflapcT- 
aaiviM o TonKoaaHMM mhm npMivieHeHMM HacTonu^ero flopoaopa, 
no B03M0>KH0CTM, öyflyT pemaTbcn npaaMTenbCTaaiviM flayx 
floroaapMaaiOLflMxcn FocyflapcTB. 

(2) Echm cnop He MOx^eT öaiTb yperynupoeaH TaxMM nyTeivi, to 
no TpeöoaaHMio oflHoro m3 floroaapMaaKiaiMxcn FocyflapcTa oh 
nepeflaeTcn na pemeHMe ap6MTpa>KHoro cyfla. 

(3) Ap6MTpa>KHbiPi cyfl cosflaeTcn flnn xaxfloro KOHxpeTHoro 
cnynan, npMneivi Ka>Kfloe floroaapMaaiOLfleecn FocyflapcTao 
HasHanaeT no oflHOiviy nneny apÖMTpa^KHoro cyfla, m oöa nnena 
ap6MTpa>KHoro cyfla coaMecTHO floroaapMaatOTcn o KanflMflaTy- 
pe rpa>KflaHMHa TpeTaero rocyflapcTaa, KOTopaiPi HasHanaeTcn 
npaaMTenbCTaaiviM oöomx floropaapMaatou^MXcn FocyflapcTa a 
KanecTae npeflceflaTenn ap6MTpa)KHoro cyfla. Hnenbi 
ap6MTpa>KHoro cyfla flon>KHbi öaiTb HasHaneHbi a TeneHMe flayx 
Mecnpea, a npeflceflaTenb apÖMTpaxrHoro cyfla a TeneHMe Tpex 
Mecnpea c MOivieHTa, Korfla oflHO m 3 floroaapMaaiOLflMXcn F ocy- 
flapcTB cooömMT flpyroMy floroaapMaaiomeMycn FocyflapcTay 
o CBoeM HaiviepeHMM nepeflaTb cnop Ha pemeHMe ap6MTpa>KHoro 
cyfla. 
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(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehai- 
ten, so kann in Ermangeiung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des internationaien Gerichtshofs 
bitten, die erforderiichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt der 
Präsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Vertrags- 
staaten oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so soii 
der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt auch der 
Vizepräsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Ver- 
tragsstaaten oder ist auch er verhindert, so soii das im Rang 
nächstfoigende Mitgiied des Gerichtshofs, das nicht die Staats- 
angehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt, die 
Ernennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt 
die Kosten seines Mitgiieds sowie seiner Vertretung in dem 
Verfahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns 
sowie die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertrags- 
staaten zu gleichen Teilen getragen. Das Schiedsgericht kann 
eine andere Kostenregelung treffen. Im Übrigen regelt das 
Schiedsgericht sein Verfahren selbst. 


(6) Sind beide Vertragsstaaten auch Vertragsstaaten des Über- 
einkommens vom 18. März 1965 zur Beilegung von Investitions- 
streitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staa- 
ten, so kann mit Rücksicht auf die Regelung in Artikel 27 Ab- 
satz 1 des Übereinkommens das in den Absätzen 2 bis 5 ge- 
nannte Schiedsgericht insoweit nicht angerufen werden, als 
zwischen dem Staatsangehörigen oder der Gesellschaft eines 
Vertragsstaats und dem anderen Vertragsstaat eine Verein- 
barung nach Maßgabe des Artikels 25 des Übereinkommens 
zustande gekommen ist. Die Möglichkeit, das in den Absätzen 2 
bis 5 genannte Schiedsgericht im Fall der Nichtbeachtung 
einer Entscheidung des Schiedsgerichts des genannten Über- 
einkommens (Artikel 27) oder im Fall der Übertragung kraft 
Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts nach Artikel 6 dieses 
Vertrags anzurufen, bleibt unberührt. 


Artikel 11 

(1) Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf Kapitalanlagen 
zwischen einem der Vertragsstaaten und einem Staatsangehöri- 
gen oder einer Gesellschaft des anderen Vertragsstaats sollen, 
soweit möglich, zwischen den Streitparteien gütlich beigelegt 
werden. 

(2) Kann die Meinungsverschiedenheit innerhalb einer Frist von 
sechs Monaten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch 
eine der beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie 
auf Verlangen des Staatsangehörigen oder der Gesellschaft des 
anderen Vertragsstaats einem Schiedsverfahren unterworfen. 
Sofern die Streitparteien keine abweichende Vereinbarung tref- 
fen, sind die Bestimmungen des Artikels 1 0 Absätze 3 bis 5 sinn- 
gemäß mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Bestellung der 
Mitglieder des Schiedsgerichts nach Artikel 10 Absatz 3 durch 
die Streitparteien erfolgt und dass, soweit die in Artikel 10 Ab- 
satz 3 genannten Fristen nicht eingehalten werden, jede Streit- 
partei mangels anderer Vereinbarungen den Präsidenten des 
Schiedsgerichtshofs der Internationalen Flandelskammer in Paris 
bitten kann, die erforderiichen Ernennungen vorzunehmen. Der 
Schiedsspruch wird nach innerstaatlichem Recht vollstreckt. 


(3) Der an der Streitigkeit beteiligte Vertragsstaat wird während 
eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines Schieds- 
spruchs nicht als Einwand geltend machen, dass der Staats- 
angehörige oder die Gesellschaft des anderen Vertragsstaats 


(4) Ecnn cpoKu, yKasaHHbie b nyHKte 3 HacTOHinePi craibu, ne 
öynyT coömofleHbi, to npn OTcyrcTBun mhom floroBopeHHOCTu 
Ka>Kfloe floroBapuBaiOLueeca F ocypapcTBO mokst obpainTbCH 
K npeflceflaTenio MexnyHapoflHoro cypa OOH c npocböoPi 
ocyipecTBUTb Heoöxoflmvibie HasHaneHMa. Ecnn npeflceflarenb 
MivieeT rpa>KflaHCTBO oflHoro ns floroBpapnBaioinHXCH Focy- 
flapcTB Mnn ppyraa npuHHMa MeiuaeT eiviy ocymeciBUTb naa- 
HaneHUH, to ero aaiviecTMTenb ocyipecTBnT mx. B tom cnyHae, 
ecnn m saiviecTMTenb npeflceflaTena mvieej rpa>KflaHCTBO 
oflHoro M3 AoroBapuBaiOLUMXCs FocynapcTB unn oh TiMiueH 
B03M0>KH0CTM fleMCTBOBaTb, TO Ha3HaHeHMH ocyinecTBMT ctie- 
HyroinMM no HMHy HneH Me>KflyHapoflHoro cypa, ne mvietomMM 
rpa>KflaHCTBa opHoro m 3 AoroBapMBaKJinMXCH F ocypapcTB. 

(5) Ap6MTpa>KHbiPi cyfl bbihocmt CBoe peiueHMe öonbiiiMHCT- 
BOivi ronocoB. Gto peiueHMe MivieeT oöaaaTeribHyio CMuy. 
Ka>KHoe M3 floroBapMBaiOLUMXCH FocypapcTB HeceT pacxoflbi, 
CBBsaHHbie c fleaTeribHOCTbio HaoHaMeHHoro ero nneHa 
apÖMTpa^KHoro cypa, a TaK)Ke no CBoeMy npencTaBMTeribCTBy 
B ap6MTpa>KHOM npopecce; pacxoflbi, CBnaaHHbie c flenTenb- 
HOCTbio npeflceflaTenH apÖMTpaxtHoro cypa, a TaK>Ke npoHMe 
pacxoflbi AoroBapMBaroiflMecH focyflapcTBa HecyT b paBHbix 
flOTIHX. Ap6MTpa>KHblM Cyfl MO>KeT flOrOBOpMTbCH o flpyroM 
ypepryriMpoBaHMM Bonpoca o neceHMM pacxoflOB. Flo Bceivi 
ocTanbHbiM BonpocaM apÖMTpax^HbiM cyfl onpeflenneT nopnflOK 
CBOePi paÖOTbl CaMOCTOHTOTIbHO. 

(6) EcflM oöa floroBapMBaroiflMXCH FocyflapcTBa hburiotch 
TaK>Ke rocyflapcTBaMM-CMTHaTapMSMM KoHBeHflMM o nopnflKe 
paapeLueHMH MHBecTMflMOHHbix cnopoB Me>Kfly rocyflapcTBawM m 
rpa>KflaHaMM flpyrMX rocyflapcTB ot 18 iviapTa 1965 rofla, to c 
yneTOM noTio>KeHMM nyHXTa 1 CTaTbM 27 Kohbohamm HeB03ivio>KHO 
oöpaTMTbcn K apöMTpax^HOMy cyfly, yxasaHHOiviy b nyHKTax 2-5 
CTaTbM 10 HacTOHiflero floroBopa b OTHomeHMM cnopa, noxa 
Me>Kfly rpa>KflaHMHOM mum KoivinaHMeM oflHoro AoroBapn- 
Baroiflerocn F ocyflapcTBa m flpyroro floroBapMBaroiflerocH rocy- 
flapCTBa flOCTMTHyTa flOrOBOpeHHOCTb b COOTBOTCTEMM CO 
CTaTbeM 25 KoHBeHflMM. Gtmm He aaTparMBaeTCs B03M0>KH0CTb 
oöpaTMTbcn K yKaaaHHOMy b nyHKTax 2-5 CTaTbM 10 HacTonifle- 
ro floroBopa ap6MTpa>KHOMy cyfly b ctiynae HecoöniofleHMH 
peLueHMH ap6MTpa)KHoro cyfla, fleMCTByroiflero b cootbbtctbmm c 
ynoMHHyTOM KoHBeHflMeM (CTaTbH 27), MTiM B cnynae nepeflatM 
npaB B CMuy aaKona mum Ha ocHOBaHMM floroBopa cornacHO 
CTaTbM 6 HacTOHiflero floroBopa. 


CTaTbfl 1 1 

(1) Cnopbi OTHOCMTenbHO KanMTaTiOBno)KeHMM Me>Kfly oahmm 
floroBapMBaroiflMMcn FocyflapcTBOM m rpa>KflaHMHOM mum kom- 
naHMePi flpyroro AoroBapMBaroiflerocn FocyflapcTBa no 
B03M0>KH0CTM flOflXtHbl perynMpOBaTbCH CTOpOHaMM B cnope 
Hpy>KecTBeHHbiM nyTOM. 

(2) Ecum cnop He MO>KeT öbiTb yperynMpoBaH b TeneHMe 
LuecTM Mecnflee c MOMeHTa aanBueHMs o neivi oahom m3 CTopoH 
B cnope, TO no TpeöoBaHMio rpaxtflaHMHa mum KOMnaHMM flpyro- 
ro floroBapMBaroiflerocn FocyflapcTBa oh nepeflaoTcn Ha 
peiueHMe apÖMTpa^KHoro cypa. Ecum CTopoHu b cnope ne floro- 
BapMBaioTCH o6 MHOM npofloflype, to cneflyeT cooTBOTCTBeHHO 
npMMeHHTb nyHKTbi 3-5 CTaTbM 10 HacToniflero AoroBopa 
TaKMM oöpaaoM HTOöbi HaBHaneHMe nneHOB ap6MTpa>KHoro 
cyfla ocyiflecTBunnocb CTopoHaiviM b cnope b cootbbtctbmm c 
nyHKTOM 3 CTaTbM 10 HacToniflero AoroBopa, m htoöbi Ka>KflaH 
CTopoHa B cnope - b cnynae HecoöniofleHMH cpoxa, yKaaaHHoro 
B nyHKTe 3 CTaTbM 10 HacToniflero AoroBopa m npM OTcyTCTBMM 
MHOM floroBopeHHOCTM - Moma npocMTb npeflceflaTenn 
apÖMTpa^KHoro cyfla Me>KflyHapoflHOM ToproBOM nanaTbi b 
FlapM)Ke BbinoriHMTb HeoöxoflMMue HaaHaneHMn. PeiueHMe 
apÖMTpa^KHoro cyfla npMBOflMTcn b McnonneHMe b cootbctctemm 
c HaflMHOHanbHbiM aaKOHOflaTeubCTBOM. 

(3) Bo epeivin apÖMTpa^KHoro paaöMpaTenbCTBa mum Mcnonne- 
HMH peiueHMH apöMTpa^KHoro cyfla yMacTByroiflee b cnope 
floroBapMBaroifleecn FocyflapcTBO He öypeT BbiflBMraTb b 
KanecTBe apryivieHTa to, hto rpa>KflaHMH mum KOivinaHMn flpyro- 



Drucksache 15/4978 


- 12 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


eine Entschädigung für einen Teii des Schadens oder den 
Gesamtschaden aus einer Versicherung erhaiten hat. 

(4) Für den Faii, dass beide Vertragsstaaten auch Vertrags- 
staaten des Übereinkommens vom 18. März 1965 zur Beiiegung 
von investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen 
anderer Staaten geworden sind, werden Meinungsverschieden- 
heiten nach diesem Artikei zwischen den Streitparteien einem 
Schiedsverfahren im Rahmen des vorgenannten Übereinkom- 
mens unterworfen, es sei denn, die Streitparteien treffen eine 
abweichende Vereinbarung; jeder Vertragsstaat erkiärt hiermit 
sein Einverständnis zu einem soichen Verfahren. 


Artikel 12 

Dieser Vertrag giit unabhängig davon, ob zwischen den beiden 
Vertragsstaaten dipiomatische oder konsularische Beziehungen 
bestehen. 

Artikel 13 

Die Bestimmungen dieses Vertrags gelten auch für das anlie- 
gende Protokoll, das Bestandteil des Vertrags ist. 


Artikel 14 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikations- 
urkunden werden so bald wie möglich in Bonn ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Ratifi- 
kationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; nach 
deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbegrenzte 
Zeit, sofern nicht einer der beiden Vertragsstaaten den Vertrag 
mit einer Frist von zwölf Monaten vor Ablauf schriftlich kündigt. 
Nach Ablauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit mit einer 
Frist von zwölf Monaten gekündigt werden. 


(3) Für Kapitalanlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, gelten die 
Artikel 1 bis 13 noch für weitere zwanzig Jahre vom Tag des 
Außerkrafttretens des Vertrags an. 


Geschehen zu Bischkek am 28. August 1997 in zwei ürschrif- 
ten, jede in deutscher, kirgisischer und russischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher 
Auslegung des deutschen und des kirgisischen Wortlauts ist 
der russische Wortlaut maßgebend. 


ro floroBapnsaiomerocn FocyflapcTea nonyMnan nacTMHHyKD 
kinn nooHyio KOMneHcagnK) sa noHeceHHUM ymepö na ocho- 
BaHMM CTpaXOBaHMH. 

(4) Ecan oöa fjoroBapnBarainnxcH FocyflapcTBa sBnsioTcn 
TaKxte rocyflapcTBaMM-cnrHaTapuHMM KoHBeHpnn o nopsflKe 
paspeiiieHMM MHBecTnpnoHHbix cnopoB Me>KHy rocynapcTBaMn 
M rpa>KHaHaMM flpyrnx rocyflapcTB ot 18 iviapra 1965 r., to 
ynoMSHyibie b stom crarbe cnopu Me>KHy yMacTByiotumviM b hmx 
CTopoHaMM öynyT paccMarpuBaTbCH b ap6MTpa>KHOM cyge b 
cooTBercTBUM c BbiiiieyKasaHHOM KoHBeHpueM sa ncKmoHeHneivi 
Tex cnyMaeB, b OTHOiiieHMM KOTopbix CTopoHbi B cnope goroBa- 
pnBaKSTca o6 hhom npogegype; HacTosLumvi Ka)Kfloe floroBapn- 
BaKSigeecn FocynapcTBO gaer CBoe cornacne na laxoM nopa- 
goK. 

CTaTbfl 12 

HacToaiguM floroBop geäcTByeT HesaBUcnivio ot toto, 
cygiecTBytOT nn Me>Kgy oöommm floroBapnBaioignMUca Focy- 
gapcTBaMM gunnoMaTnnecKne unn KOHcyabcxne OTHOiiieHnn. 

CTaTbfl 13 

nono>KeHna HacToaigero floroBopa geäcTByioT TaK>Ke b 
OTHOUjeHMM npMao>KeHHoro FIpoTOKona, HBoaiOLgeroca cocTae- 
HOM MacTbio HacToaigero floroBopa. 

CTaTbfl 14 

( 1 ) HacToaignM floroBop nogne>KMT paTnfj^nKagnu; oömoh 
paTMCjtMKagnoHHbiMM rpaMOTaMM öygeT ocyutecTBneH b 
B03M0>KH0 KOpOTKMM CpOK. 

(2) FiacToaigMM floroBop BCTynnT b cnay aepes ognn iviecag 
nocae oÖMeaa paTutftMKagnoHHbiMM rpaiviOTaiviM. Oh öygeT 
geäcTBOBaTb b TeneHMe gecaTM aeT. Ecaa hm ogno ms Aorosa- 
pMBatoigMxca focygapcTB He saaBMT b nMCbivieHHOM cfiopMe o 
geHOHcagMM HacToaigero AoroBopa sa gBenaggaTb Mecagea 
go MCTeaeHMa cpoxa ero gePicTBMa, HacToaigMM floroBop npo- 
gaeBaeTca Ha HeorpaHMHeHHUM cpoK. Flo MCTeneHMM gecaTM 
aeT geMCTBMe HacToaigero floroBopa mokbt öbitb npexpaigeHO 
B atoöoe BpeMa npM coöaiogeHMM cpoxa geHOHcagMM b gBenag- 
gaTb MecageB. 

( 3 ) B OTHOLueHMM KanMTaaoBaox^eHMM, ocyigecTBaeHHbix go 
MOMOHTa npexpaigeHMa geäcTBMa HacToaigero floroBopa, 
noaoxteHMa CTaTePi 1-13 öygyT ocTaaaTca b CMae b TeaeHMe 
gaabHeäujMX gBaggaTM aeT co gna npexpaigeHMa geäcTBMa 
floroBopa. 


CoBepiiieHO B r. BMiuKeKe 28 aBrycTa 1997 roga b gByx nog- 
aMHHbix SKseivinaapax, Ka^xguM na HeiviegKOM, KbipruscKOM m 
pyccKOM asbiKax, npnaeivi Bce TexcTbi MMewT CMay. B caynae 
BOSHMKHOBeHMa paCXO>KgeHMM B TOaXOBaHMM HeMegKOrO m Kup- 
rbiscKoro tbkctob, npegnoHTeHMe OTgaeTca TexcTy na pyccxoM 
asbixe. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a OegepaTMBHyio PecnyöaMxy F epiviaHMa 
Dr. Peter Wienand 
Dr. Günter Rexrodt 

Für die Kirgisische Republik 
3a KbiprbiscKyKD PecnyöaMxy 
Kojtschumanov Talaibek 
Dshumaschewitsch 
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Protokoll 
zum Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik 

über die Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

□poTOKoa 
K floroBopy 

Me>Kfly cDeflepaTMBHoü PecnyöanKoü FepiviaHHa 
n KbiprbiacKoü PecnyöanKOki 

o cofleücTBMn ocymecTBaeHHK) n BaauMHoü aamnTe KannTaaoBao>KeHnü 


Bei der Unterzeichnung des Vertrags zwischen der Bundesre- 
pubiik Deutschiand und der Kirgisischen Repubiik über die För- 
derung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalaniagen ha- 
ben die hierzu gehörig befugten Bevoilmächtigten außerdem foi- 
gende Bestimmungen vereinbart: 

(1) Zu Artikei 1 

a) Erträge aus der Kapitalaniage und im Fali ihrer Wiederaniage 
auch deren Erträge genießen den gieichen Schutz wie die 
Kapitalaniage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit gilt insbesondere als Staatsangehöriger eines 
Vertragsstaats jede Person, die einen von den zuständigen 
Behörden des betreffenden Vertragsstaats ausgestellten 
nationalen Reisepass besitzt. 


(2) Zu Artikel 2 

a) Kapitalanlagen, die in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften eines Vertragsstaats in seinem Hoheitsgebiet von 
Staatsangehörigen oder Gesellschaften des anderen Ver- 
tragsstaats vorgenommen sind, genießen den vollen Schutz 
des Vertrags. 

b) Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völker- 
recht dem jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von sou- 
veränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebie- 
ten erlaubt. 


(3) Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist ins- 
besondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, die 
Verwendung, der Gebrauch und die Nutzung einer Kapitalan- 
lage anzusehen. Als eine „weniger günstige“ Behandlung im 
Sinne des Artikels 3 ist insbesondere anzusehen: die unter- 
schiedliche Behandlung im Falle von Einschränkungen des 
Bezugs von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstoffen 
sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die unter- 
schiedliche Behandlung im Falle von Behinderungen des 
Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland sowie sons- 
tige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. Maßnahmen, 
die aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, 
der Volksgesundheit oder Sittlichkeit zu treffen sind, gelten 
nicht als „weniger günstige“ Behandlung im Sinne des Arti- 
kels 3. 


Flpn noflnncaHMM floroBopa Me>KHy OeflepaTMBHOM Pecny- 

önMKOM FepiviaHMa n KbiprbiscKOM PecnyönnKoPi o cofleMciBun 

ocyu^ecTBneHMK) n BsauMHoPi saLpnTe KanMTanoBno>KeHMM, 

Hon>KHbiM oöpasoM Ha TO ynoTiHOMOHeHHbie TaK>Ke floroBopu- 

TiMCb o cnenyKtLMHX nono>KeHMHx: 

(1) K ctaibe 1 

а) floxoflbi OT KanMTanoBno>KeHMH m, b cnynae mx noBiopHoro 
BTio>KeHMH, floxoflbi OT HMX HOTibsyiOTCH paBHOM c KauMTano- 
BTIO>KeHMHMM 3aa(MTOM. 

б) Bes yu^eMTieHMH htih Hpyri/ix npopeflyp onpeneneHMH 
rpa>KflaHCTBa, rpa>KflaHMHOM oflHoro AoroBapHBaromeroca 
FocynapcTBa, b nacTHOCTM, CHMTaeTca nioöoe timl( 0, 
KOTopoe MivieeT HauMOHanbHbiPi nacnopT, BbiflauHbiM KOivine- 
TeHTHbiMM opraHaMM cooTBSTCTByiou^ero floroBapMBaioaie- 
roca r ocynapcTBa. 

(2) K CTaTbe 2 

а) KanMTanoBTioAeHHa, ocyu^ecTBaeHHue b cooTBeTCTBMM c 
saKOHOflaTenbCTBOM oflHoro floroBapi/iBaiou^eroca Focy- 
flapcTBa Ha ero TeppuTopMH rpax^flaHaiviM mtim KoivinaHMaMM 
Hpyroro floroBapuBaiOLMeroca FocynapcTBa, nonbsyiOTca 
noTiHOM sau^MTOM HacToamero floroBopa. 

б) HacToaipHM floroBop neMCTByeT Taioxe na TeppHTopaM 
MCKTIKDHHTeTlbHOM SKOHOMMHeCKOM SOHbl M Ha KOHTHHeH- 

TanbHOM ujenbcjje, nacKoribKO Me>KflyHapoflHoe npaao 
nosBonaeT cooTBeTCTBytou4eMy AoroBapHBaKSineiviyca 
FocynapcTBy McnoriHeHMe cyBepennbix npaa mtih nonno- 
MOHHH B OTHOUjeHMM STMX TeppMTOpHH. 

(3) K CTaTbe 3 

a) B KaaecTBe “fleaTenbHOCTH’’ b CMbicne nyHKTa 2 CTaTbM 3 
HacToaotero floroBopa cneflyeT pacciviaTpMBaTb, b aacTHO- 
CTM, HO He MCKTiKSHMTeribHO ynpaBTieHHe H pacnopa>KeHMe 
KanMTaTiOBTio>KeHMeM, a TaK>Ke ero npHMeneHMe m 
M cnonbsoBaHMe. B KaaecTBe “Menee önaronpaaTHoro” 
pe>KMMa B CMbicne CTaTbM 3 nacToaLpero AoroBopa cneny- 
eT, B HacTHOCTH, paccMaTpHBaTb: orpaHMHeHae b npaoöpe- 
Teaaa cupba a BcnoMoraTenbHbix iviaTepaanoB, saepraa a 
Tonnaea, a Taxxte Bcex BapoB cpepcTB npoasBOflCTBa a 
oöopoTHbix cpeflCTB, npenaTCTBae cöbiTy nponyKpaa BHyTpa 
CTpaHbi a sa rpanapea, a TaK>Ke npoaae iviepbi c anano- 
raHHbiMa nocneflCTBaaivia. Mepbi, npeflnpaHaiviaeMbie b 
aHTepecax oöu^ecTBeaHoä öesonacHOCTa a oöu^ecTBSHHoro 
nopaflKa, oxpaHbi sflopoBba aapopa ana apaBCTBeaHOCTa, 
He caaTaiOTca “Menee önaronpaaTHbiM” pe>KaMOM b CMbicne 
CTaTba 3 aacToaipero floroBopa. 
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b) Die Bestimmungen des Artikeis 3 verpfiichten einen Ver- 
tragsstaat nicht, steueriiche Vergünstigungen, Befreiungen 
und Ermäßigungen, weiche gemäß den Steuergesetzen nur 
den in seinem Hoheitsgebiet ansässigen natüriichen Per- 
sonen und Geselischaften gewährt werden, auf im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats ansässige natürliche 
Personen und Gesellschaften auszudehnen. 

c) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen ihrer innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und den Aufent- 
halt von Personen des einen Vertragsstaats, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage in das Hoheitsgebiet des 
anderen Vertragsstaats einreisen wollen, wohlwollend prüfen; 
das Gleiche gilt für Arbeitnehmer des einen Vertragsstaats, 
die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das Ho- 
heitsgebiet des anderen Vertragsstaats einreisen und sich 
dort aufhalten wollen, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer 
auszuüben. Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitserlaubnis 
werden wohlwollend geprüft. 


(4) Zu Artikel 4 

Ein Anspruch auf Entschädigung besteht auch dann, wenn durch 
staatliche Maßnahmen in das Unternehmen, das Gegenstand der 
Kapitalanlage ist, eingegriffen und dadurch seine wirtschaftliche 
Substanz erheblich beeinträchtigt wird. 


(5) Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Absatz 1 
gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die normaler- 
weise zur Beachtung der Transferförmlichkeiten erforderlich ist. 
Die Frist beginnt mit der Einreichung eines entsprechenden 
Antrags und darf unter keinen Umständen zwei Monate über- 
schreiten. 

(6) Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im Zusam- 
menhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird ein Vertragsstaat 
die Transportunternehmen des anderen Vertragsstaats weder 
ausschaiten noch behindern und, soweit erforderlich, Genehmi- 
gungen zur Durchführung der Transporte erteilen. Hierunter 
fallen Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne des 
Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats oder eines dritten Staates von einem Unter- 
nehmen oder im Auftrag eines Unternehmens angeschafft 
werden, in dem Vermögenswerte im Sinne des Vertrags 
angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage 
reisen. 


6) rionoKeHMn craibM 3 HacToninero Aoroeopa ne oönayiOT 
floroBapneaiOLueecfl FocynapcTBO pacnpocTpannTb nanoro- 
Bbie nbroTbi, ocBo6o>KHeHMfl n ckmhkm, npefloCTaBnneMbie b 
COOTBeTCTBMM C HanOrOBbIM SaKOHOflaTenbCTBOM TOnbKO 
4)H3MHecKMM nnpaM n KoivinaHMHM c iviecTOM ^KMxenbCTBa 
MnM Haxo^KfleHkin na ero reppMTopMn, na cfjnsntecKkie nnpa 
nnn KoivinaHMM c MecTOM >KMTenbCTBa nnn Haxo>KfleHMH na 
TeppMTopMM flpyroro AoroBapnBaroinerocn F ocypapcTBa. 

b) B paMKax HagnoHanbHoro aaKOHOHarenbCTBa floroBapn- 
BaromnecH FocynapcTBa öynyT önaroKenaienbHO paccivia- 
TpMBaTb saHBKM Ha Btesfl M npeöbiBaHMe nkig oflHoro floro- 
BapHBaiomerocn F ocypapcTBa, HaiviepeBaKJLUMxcH npHexatb 
Ha reppHTopmo ppyroro floroBapi/iBaiOLuerocH F ocypapcTBa 
B CBH3M c KanMTanoBno>KeHMeM; paHHoe nonoKeHne 
pacnpocTpaHHercH TaK>Ke na TpyflHLUMXcn oflHoro floroBa- 
pHBaroiperocH F ocypapcTBa, Koropbie b cbh3m c KanHtano- 
Bno>KeHMeM naiviepeBaiOTCH npHexatb na TeppMTopHKj 
Hpyroro floroBapMBaioLuerocH FocypapcTBa m HaxopHTbcn 
TaM c penbKj BbinoriHeHMH ipypoBOM flenTenbHOCTH. 
Bnaro>KenaTenbHO öynyT paccMaTpHBaibCH rax^Ke aaHBKM 
Ha Bbiflany paapeiueHMH na paöoty. 

(4) K craxbe 4 

ripaBO TpeöoBaHMH KOMnencauMH cymeciByeT TaK>Ke m b tom 
cnynae, ecnn rocynapcTBO cbommm flePicTBHHMH BMeiuHBaeTCH 
B npeflnpMHTMe, HBnniomeecH obteKiOM KanMianoBnoxteHMn, h, 
TeM caMbiM, npHHHHneT eiviy cymecTBeHHUM SKOHOMMnecKHM 
ymepö. 

(5) K ciaxbe 7 

TpaHccfiepT CHMTaeTcn BbinonHeHHbiM “HeaaMeHnmeribHO” b 
CMbicne nyHKia 1 craibM 7 HacToninero AoroBopa b tom 
cnynae, ecnn oh Bbinonnneicn b npepenax Toro cpoxa, xoTopuM 
npM HopManbHbix obcTonrenbCTBax ipeöyeTcn nnn coömofle- 
HMH cfjopManbHOCTePi ocyLpecTBneHMn TpaHCcfDepia. CpoK 
HaHMHaeicn c MOMenra nopaHH cooTBercTByiomeM aanBKM m hm 
B KoeM cnynae ne flon>KeH npeBbiiiiaTb pea Mecnpa. 

(6) Flpn nepeB03Ke rpyaa m nnp b cbbsm c KanMTanoBnox^eHMeM 
HM oflHO M3 floroBapMBaiomMXcn F ocypapcTB He öyfler 3a- 
npeipaTb nnn npennTCTBOBaib ocymecTBnnTb ipaHcnopTHbie 
onepapMM m öypeT, no Mepe HeoöxoflMMOCiM, BbiflaBaib 
paapeineHMn na BbinonnenMe 3tmx nepeeoaoK. Crona othochtch 
nepeB03KM: 

а) rpyaa, npeflnaaHaneHHoro HenocpeflCiBeHHO nnn xanMTa- 
noBnmxeHMn b CMucne HacToninero floroBopa Mnn npMOö- 
peraeMoro na leppMTopMM opHoro m 3 floroBapMBaioinMXcn 
FocypapcTB mhm rperbero rocypapcTBa 3a cner cpepcTB 
MnM no nopyneHMK) npeflnpMHTMn, b KOTopoe Bno>KeHbi 
MMyipecTBeHHbie penHOCTM b CMbicne HacToninero floro- 
Bopa; 

б) nMU, HaxoflniuMxcn b KOManflnpoBKe b cbhsm c Kannrano- 
BnoKMew. 
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Denkschrift zum Vertrag 

I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt- 
schaftlichen Aufbau der Entwicklungsländer durch eine 
Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige Rolle spielt dabei 
die Förderung privater Kapitalanlagen in Entwicklungs- 
ländern. Private Kapitalanlagen sind in besonderem Maße 
geeignet, die wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder 
zu fördern und ihre außenwirtschaftlichen Beziehungen 
mit der Bundesrepublik Deutschland zu verstärken. 
Investitionen der privaten Wirtschaft vermitteln neben 
Risikokapital vor allem auch technisches Wissen und 
unternehmerische Erfahrung. 

Ein Mittel zur Förderung von Direktinvestitionen ist der 
Abschluss von Investitionsförderungsverträgen. Diese 
Verträge dienen der Förderung und dem Schutz privater 
Kapitalanlagen in Entwicklungsländern, indem sie be- 
stimmte Rahmenbedingungen in völkerrechtlich verbind- 
licher Form festlegen. 

Der Vertrag mit der Kirgisischen Republik ist ferner eine 
wichtige Voraussetzung für die Übernahme von Bundes- 
garantien gegen politische Risiken. Nach den Bestim- 
mungen des Haushaltsgesetzes kann der Bund derartige 
Garantien grundsätzlich nur dann übernehmen, wenn mit 
dem betreffenden Land ein Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag besteht. 

Der Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Kirgisischen Republik entspricht im Wesentlichen 
dem deutschen Mustervertrag, der auch Grundlage ent- 
sprechender Verträge mit anderen Nachfolgestaaten der 
ehemaligen Sowjetunion ist. 

II. Besonderes 

Der Vertrag besteht aus 14 Artikeln; ihm ist ein Protokoll 
beigefügt. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlagen“, „Erträge“ sowie „Staatsangehörige“ und 
„Gesellschaften“. Nach Protokollnummer 1 Buchstabe a 
genießen Erträge den gleichen Schutz wie die Kapital- 
anlage. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungs- und 
Zulassungsklausel sowie das Prinzip einer gerechten und 
billigen Behandlung. Jede Seite sichert ferner zu, Kapital- 
anlagen von Investoren der anderen Seite nicht zu dis- 
kriminieren. Gemäß Protokollnummer 2 Buchstabe a ge- 
nießen die nach den Rechtsvorschriften des jeweiligen 
Landes vorgenommenen Kapitalanlagen den vollen 
Schutz des Vertrags. 

Nach Protokollnummer 2 Buchstabe b gilt der Vertrag 
auch in den Gebieten der ausschließlichen Wirtschaftszo- 
ne und des Festlandsockels, soweit das Völkerrecht dem 
jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von souveränen 
Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 


Zu Artikel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und der 
Meistbegünstigung niedergelegt. In Protokollnummer 3 
Buchstabe a werden einige Beispiele einer nach dem 
Vertrag unzulässigen Schlechterbehandlung aufgeführt. 
Protokollnummer 3 Buchstabe b stellt klar, dass die 
Gewährung bestimmter steuerlicher Vergünstigungen an 
Gebietsansässige nicht im Widerspruch zum Gebot der 
Inländerbehandlung steht. Protokollnummer 3 Buchsta- 
be c enthält eine Wohlwollensklausel zur Anwendung der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften hinsichtlich Einreise, 
Aufenthalt und Arbeitsgenehmigung im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung behandelt den Eigentumsschutz sowie 
die Entschädigungspflicht und den ordentlichen Rechts- 
weg bei Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder 
Verstaatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Eine Ent- 
schädigungspflicht besteht gemäß Protokollnummer 4 
auch bei staatlichen Eingriffen in das Unternehmen, an 
dem der Investor beteiligt ist. Bei Verlusten an Kapital- 
anlagen infolge Krieg, Staatsnotstand oder sonstiger Aus- 
nahmesituationen wird Inländerbehandlung und Meistbe- 
günstigung im Falle einer Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung enthält das Prinzip des freien Transfers 
von Kapital und Erträgen. Danach wird der Transfer von 
Kapital und Erträgen, der Rückzahlung von Darlehen, des 
Erlöses im Falle der Liquidation oder Veräußerung einer 
Kapitalanlage sowie der in Artikel 4 vorgesehenen Ent- 
schädigungen gewährleistet. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation. 
Sie stellt sicher, dass die Bundesrepublik Deutschland im 
Falle einer Entschädigungszahlung an den deutschen 
Investor aufgrund einer Bundesgarantie gegen politische 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte und An- 
sprüche des Investors im eigenen Namen gegenüber dem 
Vertragspartner geltend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Die Vorschrift enthält Bestimmungen über den anzuwen- 
denden Wechselkurs. Gemäß Protokollnummer 5 darf die 
Transferfrist nach Einreichung eines entsprechenden 
Antrags zwei Monate nicht überschreiten. 

Zu Artikel 8 

Günstigere Regelungen für den Investor, sei es nach dem 
Recht des Anlagelandes oder aufgrund einer völkerrecht- 
lichen Verpflichtung, gehen vor (sog. Besserstellungs- 
klausel). Zugleich sichern die Vertragsstaaten zu, dass sie 
dem Investor gegenüber übernommene Verpflichtungen 
einhalten werden. 
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Zu Arti kel 9 

Der Vertrag gilt auch für Altinvestitionen, die vor seinem 
Inkrafttreten in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften des betreffenden Vertragsstaats vorgenommen 
worden sind. 

Zu Arti kel 10 

Die Bestimmung sieht das übliche Schiedsverfahren bei 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den Vertragsstaa- 
ten über die Auslegung oder Anwendung des Vertrags 
vor. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel sieht eine internationale Schiedsgerichts- 
barkeit bei Meinungsverschiedenheiten zwischen einem 
Investor und dem jeweiligen Gaststaat vor. 

Zu Arti kel 12 

Der Vertrag enthält die übliche Fortgeltungsklausel, falls 
keine diplomatischen oder konsularischen Beziehungen 
bestehen sollten. 

Zu Arti kel 13 

Hier ist festgehalten, dass das anliegende Protokoll 
Bestandteil des Vertrags ist. 


Zu Artikel 14 

Der Vertrag steht unter dem Vorbehalt der Ratifikation. 
Nach dem Inkrafttreten gilt der Vertrag zunächst für zehn 
Jahre und wird sodann - mit zwölfmonatiger Kündigungs- 
frist - auf unbestimmte Zeit verlängert. Im Falle einer Kün- 
digung bleiben die bis zum Außerkrafttreten des Vertrags 
vorgenommenen Kapitalanlagen noch weitere 20 Jahre 
lang geschützt. 

In Absatz 1 besteht zwischen der deutschen und russi- 
schen bzw. kirgisischen Vertragsfassung eine Diskrepanz 
über den Austauschort der Ratifikationsurkunden. Diese 
wird dadurch ausgeräumt, dass beide Vertragsstaaten im 
Austauschprotokoll Einvernehmen über den Austauschort 
Berlin feststellen. 


Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Abgesehen von den im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Artikeln erwähnten Bestimmungen enthält das 
Protokoll in Nummer 6 ein Behinderungsverbot bei Beför- 
derungen von Gütern und Personen im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage. 
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